
 

Beschluss der Ministerpräsidenten der Länder 
zur entwicklungspolitischen Zusammenarbeit 

vom 22. bis 24. Oktober 2008 

 

 
 
Die Regierungschefs der Länder kommen überein, bei der entwicklungspo-
litischen Zusammenarbeit der Länder auf der Grundlage des Berichts „Zu-
kunftsfähigkeit sichern – Entwicklungspolitik in gemeinsamer Verantwor-
tung von Bund, Ländern und Kommunen“ zu verfahren. Dabei erwarten sie 
Kooperation und Unterstützung durch die Bundesregierung.  

 

Zukunftsfähigkeit sichern - Entwicklungspolitik in gemeinsamer 
Verantwortung von Bund, Ländern und Kommunen 

 
 
I. Weltweite Herausforderungen und die Aufgaben der Länder  
 
Die Bekämpfung von Hunger und Armut, der Klimawandel und die welt-
weit zunehmende Migration stellen die Entwicklungspolitik vor neue Her-
ausforderungen. Die Bewältigung der globalen wirtschaftlichen, ökologi-
schen und politischen Umwälzungen erfordert nicht nur von den National-
staaten und internationalen Institutionen, sondern auch von den Ländern 
verstärkte Anstrengungen.  
 
Vor dem Hintergrund der Millennium-Entwicklungsziele von 2000 und der 
Paris Deklaration von 2005 wollen die Länder ihre spezifischen Kompeten-
zen komplementär zu den nationalen und internationalen Akteuren einset-
zen, ohne als weitere Geber in Konkurrenz zu ihnen zu treten. Es ist die 
vorrangige Aufgabe der Länder, als Träger und Rahmengeber für Entwick-
lungspartnerschaften zu fungieren, diese zu koordinieren und zu unterstüt-
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zen. Die partnerschaftlichen Aktivitäten der Länder und Kommunen mit 
Städten, Provinzen, Regionen und Staaten der Gruppe der Entwicklungs- 
und Schwellenländer gilt es weiter auszubauen.  
 
Mit ihrem vielfältigen Engagement nehmen die Länder nicht nur Mitver-
antwortung für eine nachhaltige globale Entwicklung war, sondern sichern 
auch ihre eigene gesellschaftliche und wirtschaftliche Zukunftsfähigkeit. 
Angesichts der zunehmenden Bedeutung von Wissen, Innovation und inter-
kultureller Kompetenz für die internationale Wettbewerbsfähigkeit des 
Standortes Deutschland und angesichts der großen Wachstumspotentiale 
vieler Entwicklungsländer wird sich das entwicklungspolitische Engage-
ment auch für die Länder selbst nutzbringend auswirken.  
 
 
II. Kernkompetenzen und Handlungsfelder für das Engagement der Länder  
 
Vor diesem Hintergrund konzentrieren sich die Länder nach Maßgabe ihrer 
entwicklungspolitischen, personellen und haushaltsbezogenen Präferenzen 
auf folgende Kernkompetenzen und Handlungsfelder:  
 
1. Klimaschutz und Energie  
Klimaschutz, Energieeffizienz und der Einsatz erneuerbarer Energien sind 
zu Schlüsselthemen der Entwicklungspolitik geworden. Auf Grund ihrer 
breiten Erfahrungen und ihrer Nähe zu den Akteuren der Wirtschaft sind 
die Länder prädestiniert, einen Beitrag zur Bewältigung des Klimawandels 
zu leisten.  
 
2. Ernährungssicherheit und ländliche Räume  
Das Millenniumsziel, den Anteil der Hungernden an der Weltbevölkerung 
bis 2015 zu halbieren, ist gefährdet. Die Länder können durch Beratung, 
Bildung und Forschung vielfältige Angebote entwickeln, um die Produkti-
vität der Landwirtschaft sowie den Lebensstandard in den ländlichen Räu-
men in den Entwicklungsländern zu verbessern.  
 
3. Migration und Entwicklung  
An der Schnittstelle von Entwicklungspolitik, Migration und Integration 
ergeben sich neue Aufgaben und Chancen für die Länder. Die Aktivierung 
der Diaspora kann neue Potentiale für die wirtschaftliche und kulturelle 
Kooperation mit Entwicklungsländern mobilisieren und die Kompetenz der 
Migranten als Brückenbauer zu ihren Heimatländern stärken.  
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4. Wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit  
Die Länder wollen ihr wissenschaftliches Know-how und die Kompetenz 
ihrer Hochschulen verstärkt für die Entwicklungszusammenarbeit nutzen 
und ihre Hochschulen für ausländische Studierende und Wissenschaftler at-
traktiver machen. Sie leisten damit einen Beitrag zur Verbesserung der in-
ternationalen Bildungskooperation und wissenschaftlich-technologischen 
Zusammenarbeit.  
 
5. Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung  
Nachhaltige Wirtschaftsentwicklung ist eine wichtige Voraussetzung für 
Armutsbekämpfung und Bewältigung des Klimawandels. Die Entwick-
lungszusammenarbeit von heute ist die Außenwirtschaft von morgen. Die 
Länder wollen Außenwirtschaft und Entwicklungszusammenarbeit besser 
zusammen führen und ihre Wirtschaftsförderung stärker für das Engage-
ment von kleinen und mittleren Unternehmen in Entwicklungsländern nut-
zen.  
 
6. Gute Regierungsführung und Dezentralisierung  
Mit ihren Erfahrungen und Kompetenzen im föderalen System sind die 
Länder in besonderem Maße geeignet, Entwicklungsländer in Bezug auf 
gute Regierungsführung und beim Aufbau dezentraler Verwaltungsstruktu-
ren zu unterstützen und einen aktiven Beitrag zum „capacity building“ zu 
leisten.  
 
7. Kultur und Entwicklung  
Kultureller Austausch dient der Völkerverständigung und trägt zur interna-
tionalen Konfliktprävention bei. Deshalb gewinnen der interkulturelle Dia-
log und die Umsetzung kultureller Aspekte der Entwicklungszusammenar-
beit an Bedeutung, insbesondere vor dem Hintergrund der UNESCO-Kon-
vention zur kulturellen Vielfalt (2005). Die Länder wollen die Kulturko-
operation mit Entwicklungsländern – auch gemeinsam mit dem Bund – 
verstärken.  
 
8. Entwicklungspolitische Informations- und Bildungsarbeit  
Es bleibt die wichtige Aufgabe der Länder, die entwicklungspolitische In-
formations- und Bildungsarbeit und das damit verbundene bürgerschaftli-
che Engagement zu fördern. Gleichwohl begrüßen die Länder das Engage-
ment des Bundes in diesem Bereich. Einer gemeinsam getragenen und breit 
angelegten entwicklungspolitischen Informations- und Bildungsarbeit im 
schulischen und außerschulischen Sektor kommt eine große Bedeutung zu. 
Dies sollte mit den Anstrengungen der Länder zur Umsetzung der UN-De-
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kade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ und mit dem neuen Orientie-
rungsrahmen für den Lernbereich globale Entwicklung verbunden werden.  
 
 
III. Entwicklungspolitik in gemeinsamer Verantwortung  
 
Die Leistungen der Länder in ihrer Substanz und Vielfältigkeit sind für die 
Entwicklungspolitik unverzichtbar und öffnen neue Perspektiven für ein 
verstärktes gemeinsames Engagement. Die Länder sind bereit, auch weiter-
hin ihre Verantwortung für die Entwicklungspolitik wahrzunehmen und in 
diesem Politikfeld eine aktive Rolle zu spielen.  
 
Dem Beitrag der Kommunen für die Partnerschaft mit Entwicklungslän-
dern messen die Länder eine große Bedeutung zu. Dies gilt insbesondere 
für Kultur- und Bildungsarbeit, für die Kooperation mit Migranten aus Ent-
wicklungsländern, für gute Regierungsführung und Dezentralisierung so-
wie für „capacity building“ im Bereich kommunaler Aufgaben.  
 
Von der Bundesregierung erwarten die Länder Kooperation und Unterstüt-
zung. Dies bedeutet insbesondere:  
 
• Dort, wo die Länder im Hinblick auf bestimmte Zielländer oder Themen 
besonderes Engagement zeigen oder über besondere Kompetenz verfügen, 
sollte die Bundesregierung die Länder stärker in die bilaterale und interna-
tionale Entwicklungszusammenarbeit des Bundes einbinden (Länderge-
spräche, Thementeams, Kooperation mit CIM, DED, GTZ, InWEnt, KfW 
u. a.).  
 
• Regionale und überregionale Strukturen im Bereich der entwicklungspoli-
tischen Bildungsarbeit und der Weiterbildung von Fach- und Führungskräf-
ten in Deutschland sind für die Länder von großer Bedeutung. Sie sollen er-
halten bleiben und gestärkt werden. 
 
• Von der Stärkung des Standortes Bonn als Sitz der Vereinten Nationen 
und internationales Kompetenzzentrum für Entwicklungszusammenarbeit 
und nachhaltige Entwicklung können alle Länder profitieren. Im Lichte 
dieser Erfahrung bitten die Länder die Bundesregierung, für die Ansiedlung 
weiterer internationaler Organisationen in Deutschland zu werben. Nur 
durch gemeinsame entwicklungspolitische Anstrengungen von Bund, Län-
dern und Kommunen wird es Deutschland gelingen, seine Zukunftsfähig-
keit im globalen Wettbewerb zu wahren. 


